
Allgemeine Verkaufs-, Montage-, Reparatur- und Lieferbedingungen

§ 1 Allgemeines

1.1 Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind fester Bestandteil jeder 
vertraglichen Verkauf- Montage-, Reparatur- und oder Liefervereinbarung zwischen der 
Kirchgässner Elektrotechnik GmbH und ihrem Vertragspartnern (Besteller).

1.2 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Besteller (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AGB. 
Für den Inhalt solcher Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher 
Vertrag bzw. die schriftliche Bestätigung des Verkäufers maßgebend.

1.3 Entgegenstehende oder von diesen AGB abweichende oder ergänzende Geschäfts-
bedingungen des Bestellers oder Dritter gelten nicht, auch wenn der Verkäufer diesen trotz 
Kenntnis nicht ausdrücklich widersprochen und/oder die Lieferung vorbehaltlos ausgeführt 
haben.

1.4 Diese AGB gelten nur, wenn der Besteller Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische 
Person oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.

1.5 Der Verkäufer behält sich an Mustern, Kostenvoranschlägen, Zeichnungen u. ä. 
Informationen körperlicher und unkörperlicher Art - auch in elektronischer Form - Eigentums- 
und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten nicht zugänglichgemacht werden. Der Verkäufer 
verpfl ichtet sich, vom Besteller als vertraulich bezeichnete Informationen und Unterlagen nur 
mit dessen Zustimmung Dritten zugänglich zu machen.

§ 2 Angebote, Aufträge

2.1 Die Angebote des Verkäufers sind, auch wenn sie auf Anfrage des Bestellers abgegeben 
werden, freibleibend und unverbindlich. Aufträge und Bestellungen, einschließlich Angaben 
zu Umfang, Art und Zeitpunkt der Lieferung, werden erst durch die Auftragsbestätigung des 
Verkäufers (auch Rechnung oder Lieferschein) verbindlich. Der Verkäufer behält sich 
Änderungen vor, sofern die Änderungen oder Abweichungen soweit es mit dem für ihm 
erkennbaren Zweck der Bestellung vereinbar ist. Unbeschadet sonstiger vertraglicher 
oder gesetzlicher (Kündigungs-)Rechte ist der Besteller nicht berechtigt, verbindliche 
Bestellungen zu stornieren.

§ 3 Vergütung

3.1 Vom Verkäufer werden die zum Zeitpunkt der Lieferung geltenden Preise in Rechnung 
gestellt. In den Preisen sind – soweit nichts anderes vereinbart ist – die Kosten für Verpackung, 
Versicherung, Fracht und Umsatzsteuer nicht enthalten. 

3.2 Aufschläge und Nachberechnungen auf den vereinbarten Preis sind zulässig, wenn 
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Umstände, wie z.B. Materialkosten oder Lohn- oder Energiekostenerhöhungen, Erhöhung 
öffentlicher Lasten usw. den Verkäufer dazu zwingen und die Lieferung oder Leistung später 
als 4 Monate nach Vertragsabschluss erfolgen soll. Bei sonstigen Preiserhöhungen hat der 
Besteller nach Mitteilung der Preiserhöhung ein 14-tägiges Rücktrittsrecht für den Fall, dass 
der Listenpreis erheblich stärker gestiegen ist als die allgemeinen Lebenshaltungskosten.

3.3 Wurde die Zahlung in einer anderen Währung als Euro (EUR) vereinbart, behält sich der 
Verkäufer das Recht vor, den ursprünglich vereinbarten Betrag zu verringern oder zu erhöhen, 
so dass der in Rechnung gestellte Betrag, in Euro umgerechnet, dem in Euro umgerechneten 
ursprünglich zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbarten Betrag entspricht.

§ 4 Zahlung

4.1 Zahlungen gelten erst dann als erfolgt, wenn die Beträge auf einem der Konten des 
Verkäufers eingegangen sind. Die Zahlung ist ohne jeden Abzug á Konto des Verkäufers 
zu leisten.

4.2 Soweit nicht anders vereinbart, hat der Besteller den Kaufpreis 14 Tage nach Ausstellungs-
datum der Rechnung und Lieferung der Ware oder Erbringung der Leistung an den Verkäufer 
zu zahlen. Bei Zahlungsverzug einer in Euro gestellten Rechnung fallen Verzugszinsen in Höhe 
von 9%-Punkten über dem im Zeitpunkt des Verzugseintritts geltenden von der Deutschen Bank 
bekannt gegebenen Basiszinssatzes an. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens 
bleibt dem Verkäufer vorbehalten.

4.3 Der Verkäufer ist berechtigt 1/3 der Gesamtzahlung als Anzahlung nach Eingang der Auf-
tragsbestätigung, 1/3 sobald dem Besteller mitgeteilt ist, dass die Hauptteile versandbereit sind 
und den Restbetrag innerhalb eines Monats nach Gefahrübergang zu fordern.

4.4 Die Nichtbezahlung fälliger Rechnungen oder andere Umstände, welche auf eine 
wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Bestellers nach Vertragsab-
schluss schließen lassen, berechtiget den Verkäufer zur sofortigen Fälligstellung aller 
Forderungen, die auf demselben Rechtsverhältnis beruhen. Ist der Besteller trotz 
entsprechender Aufforderung nicht zur Vorkasse oder dazu bereit, eine geeignete Sicherheit 
für die ihm obliegende Leistung zu stellen, so ist der Verkäufer, soweit er noch nicht geleistet 
hat, zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt.

4.5 Der Verkäufer behält sich das Recht vor, Zahlungen zur Begleichung der jeweils ältesten 
fälligen Rechnungen zuzüglich etwaiger Verzugszinsen und darauf aufgelaufenen Kosten zu 
verwenden, in der folgenden Reihenfolge: Kosten, Zinsen, Hauptforderung.

4.6 Aufrechnungen sind nur dann zulässig, wenn sie mit unbestrittenen oder rechtskräftigen 
Gegenforderungen erfolgen.

4.7 Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten, steht dem Besteller nur insoweit zu, als seine 
Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.

4.8 Andere Formen der Zahlung als Barzahlung oder Banküberweisung bedürfen der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung des Verkäufers.
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§ 5 Lieferung

5.1 Der Umfang der Lieferung hängt von der schriftlichen Auftragsbestätigung des Verkäufers 
ab. Die Lieferung erfolgt grundsätzlich ab Werk. Soweit nichts anderes vereinbart ist, versendet 
der Verkäufer die Ware auf Kosten und Gefahr des Bestellers.

5.2 Der Verkäufer bemüht sich nach besten Kräften, sobald wie möglich zu liefern. Es gibt keine 
festen Lieferfristen, wenn nichts anderes zugesagt oder vereinbart wurde. Sofern eine Versen-
dung der Ware vereinbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine auf den Zeit-
punkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport beauftragten 
Dritten.

5.3 Soweit abweichend vom vorigen Absatz ein fester Liefertermin vereinbart wurde und sich 
die Lieferung seitens des Verkäufers verzögert, hat der Besteller dem Verkäufer eine 
angemessene Nachfrist zu gewähren, normalerweise von vier Wochen. Erfolgt die Lieferung 
nach Ablauf der Nachfrist nicht, und will der Besteller aus den vorgenannten Gründen von 
seinem Recht zur Rückgängigmachung des Vertrages Gebrauch machen oder Schadenersatz 
statt der Leistung verlangen, ist er verpflichtet, dem Verkäufer dies zuvor ausdrücklich schriftlich 
unter Setzung einer angemessenen weiteren Nachfrist unter Aufforderung zur Lieferung 
anzuzeigen. Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen des Verkäufers innerhalb einer 
angemessenen Frist zu erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag 
zurücktritt und/oder Schadensersatz statt der Leistung verlangt oder auf der Lieferung besteht.

5.4 Die Einhaltung eines festen Liefertermins durch den Verkäufer setzt voraus, dass alle 
kaufmännischen und technischen Fragen zwischen den Vertragsparteien geklärt sind und 
der Besteller alle ihm obliegenden Verpflichtungen, wie z. B. Beibringung der erforderlichen 
behördlichen Bescheinigungen oder Genehmigungen oder die Leistung einer Anzahlung erfüllt 
hat. Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies gilt nicht, soweit 
der Verkäufer die Verzögerung zu vertreten hat. Die Einhaltung der Lieferzeit steht unter dem 
Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger Selbstbelieferung. Sich abzeichnende Verzögerungen teilt 
der Verkäufer sobald als möglich mit.

5.5 Die Lieferzeit ist eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zu ihrem Ablauf das Werk des 
Verkäufers verlassen hat oder die Versandbereitschaft gemeldet ist. Soweit eine Abnahme zu 
erfolgen hat, ist - außer bei berechtigter Abnahmeverweigerung - der Abnahmetermin 
maßgebend, hilfsweise die Meldung der Abnahmebereitschaft.

5.6 Die Lieferung erfolgt vorbehaltlich der pünktlichen Lieferung der entsprechenden Waren. 
Dabei behält sich der Verkäufer nach pflichtgemäßem Ermessen vor Versandart, Versandweg 
und Frachtführer zu wählen.

5.7 Leistungsort für die Lieferung ist der Ort des Lieferwerks oder -lagers des Verkäufers, 
für die Zahlungsverpflichtung des Bestellers Binau.

5.8 Der Verkäufer ist nicht verpflichtet, die Ware gegen Transportschäden zu versichern. 
Teillieferungen sind zulässig, wenn die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des 
vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist, die Lieferung der restlichen bestellten 
Ware sichergestellt ist und dem Besteller hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder 
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zusätzliche Kosten entstehen. Gerät der Verkäufer mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug 
oder wird eine Lieferung oder Leistung des Verkäufers, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, 
so ist die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz nach Maßgabe dieser AGB beschränkt.

5.9 Die Gefahr geht spätestens mit der Übergabe der Ware an den Spediteur, Frachtführer oder 
sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Dritten auf den Besteller über. Dies gilt auch 
dann, wenn Teillieferungen erfolgen und der Verkäufer noch andere Leistungen (insbes. 
Versand) übernommen hat. Der Untergang oder die Beschädigung der Ware nach Gefahrüber-
gang auf den Besteller entbindet diesen nicht von seiner Verpflichtung zur vollen Begleichung 
des Kaufpreises. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für den Gefahrübergang 
maßgebend. Sie muss unverzüglich zum Abnahmetermin, hilfsweise nach der Meldung des 
Lieferers über die Abnahmebereitschaft durchgeführt werden. Der Besteller darf die Abnahme 
bei Vorliegen eines nicht wesentlichen Mangels nicht verweigern. Verzögert sich oder unter-
bleibt der Versand bzw. die Abnahme infolge von Umständen, die dem Lieferer nicht zuzurech-
nen sind, geht die Gefahr vom Tage der Meldung der Versand- bzw. Abnahmebereitschaft auf 
den Besteller über. Der Verkäufer bietet dem Besteller an, auf Kosten des Bestellers die 
Versicherungen abzuschließen, die dieser verlangt.

5.10 Verzögert sich der Versand der bestellten Ware durch Umstände, die der Besteller zu 
verantworten hat (einschließlich Annahmeverzug oder -verweigerung) geht die Gefahr des 
zufälligen Untergangs der bestellten Ware ab dem Zeitpunkt des Verzugs auf den Besteller 
über. Geht die bestellte Ware während des Annahmeverzugs des Bestellers zufällig unter, 
wird der Verkäufer von der Leistungsverpflichtung frei. Die Zahlungsverpflichtung des Bestellers 
bleibt jedoch in voller Höhe bestehen.

5.11 Kommt der Verkäufer in Verzug und erwächst dem Besteller hieraus ein Schaden, so ist 
er berechtigt, eine pauschale Verzugsentschädigung zu verlangen. Sie beträgt für jede volle 
Woche der Verspätung 0,5 %, im Ganzen aber höchstens 5 % vom Wert desjenigen Teils der 
Gesamtlieferung, der infolge der Verspätung nicht rechtzeitig oder nicht vertragsgemäß genutzt 
werden kann. Setzt der Besteller dem Verkäufer - unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle – nach Fälligkeit eine angemessene Frist zur Leistung und wird die Frist nicht 
eingehalten, ist der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zum Rücktritt berechtigt. 
Er verpflichtet sich, auf Verlangen des Verkäufers in angemessener Frist zu erklären, ob er von 
seinem Rücktrittsrecht Gebrauch macht.

6. Versand

6.1 Der Verkäufer behält sich das Recht vor, Verkehrswege und Verkehrsmittel zu wählen. Zu-
satzkosten, die durch besondere Versandwünsche des Bestellers entstehen, sind von diesem 
zu tragen. Sofern keine frachtfreie Lieferung vereinbart wurde, hat der Käufer auch Erhöhungen 
von Frachtkosten zu tragen, die nach dem Abschluss des Vertrages eintreten sowie Zusatzkos-
ten, die durch Umleitung von Sendungen, Lagerung usw. entstehen.

§ 7 Höhere Gewalt, Vertragshindernisse

7.1 Höhere Gewalt jeder Art, unvorhersehbare Betriebs-, Verkehrs-oder Versandstörungen, 
Feuer, Überschwemmungen, unvorhersehbarer Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Roh-
stoffen und Materialien, Streiks, Aussperrungen, behördliche Maßnahmen wenn 
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Unterlieferanten des Verkäufers ihn nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß beliefern, 
sofern der Verkäufer dies nicht zu vertreten hat und sonstige Hindernisse, die außerhalb der 
Kontrolle der pflichtigen Partei liegen, welche Produktion, Versand, Annahme oder Verwendung 
der Waren verringern, verzögern oder verhindern oder bewirken, dass sie mit einem unange-
messenen Aufwand verbunden sind, befreien die Partei von der Verpflichtung zur Lieferung 
beziehungsweise Abnahme, solange und soweit die Störung andauert. Tritt eine wesentliche 
Veränderung der bei Vertragsschluss bestehenden Verhältnisse ein, so ist der Verkäufer zum 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Sollten die Lieferanten des Verkäufers es versäumen, ihn ganz 
oder teilweise zu beliefern, ist der Verkäufer nicht verpflichtet, von anderen Quellen Waren zu 
beziehen. In solchen Fällen ist der Verkäufer berechtigt, die verfügbaren Mengen unter seiner 
Besteller zu verteilen und gleichzeitig seinen Eigenbedarf zu decken. Bei Hindernissen vorü-
bergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben sich die 
Liefer- oder Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zuzüglich einer angemesse-
nen Anlauffrist. Der Besteller kann vom Verkäufer die Erklärung verlangen, ob er zurücktritt oder 
ob er innerhalb einer angemessenen Frist den Vertrag erfüllen wolle. Erklärt er sich nicht, kann 
der Besteller vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt entsprechend für die Montage- und Reparatur-
arbeiten der Kirchgässner Elektrotechnik GmbH.

§ 8 Eigentumsvorbehalt

8.1 Der Verkäufer behält sich das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen 
Zahlung des Kaufpreises vor.

8.2 Gelieferte Waren bleiben bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen (einschließlich sämtlicher 
Saldoforderungen aus Kontokorrent) aus der Geschäftsbeziehung, die dem Verkäufer jetzt oder 
künftig gegen den Besteller zustehen, sein Eigentum (Vorbehaltsware).

8.3 Kommt der Besteller seinen Verpflichtungen gegenüber dem Verkäufer nicht nach, ist der 
Verkäufer ohne Setzung einer Nachfrist und ohne Rücktritt vom Vertrag berechtigt, die Rückga-
be der Waren zu verlangen, an denen er sich das Eigentum vorbehalten hatte. Die Rücknahme 
der Waren gilt nicht als Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, der Verkäufer erklärt dies ausdrück-
lich schriftlich. Tritt der Verkäufer vom Vertrag zurück, so hat er Anspruch auf eine angemesse-
ne Entschädigung dafür, dem Besteller zeitweilig den Gebrauch der Waren gestattet zu haben.

8.4 Wenn unter Eigentumsvorbehalt stehende Waren zu neuen Produkten verarbeitet werden, 
gilt die Verarbeitung als vom Besteller für den Verkäufer bewirkt, ohne dass jener dadurch 
Ansprüche gegen den Verkäufer erwirbt. Der Anspruch des Verkäufers erstreckt sich somit 
auch auf die hergestellten Erzeugnisse. Werden unter Eigentumsvorbehalt stehende Waren 
zusammen mit anderen Waren, an denen Dritte Eigentumsrechts haben, verarbeitet, mit ihnen 
vermischt oder verbunden, so erwirbt der Verkäufer an den hierdurch entstandenen 
Erzeugnissen im Verhältnis des Rechnungswertes inklusive Umsatzsteuer der in seinem 
Eigentum stehenden Waren zu dem Rechnungswert der Waren der Dritten Miteigentum. 
Wird die Ware als Ergebnis einer solchen Verbindung oder Vermischung zu einem Teil einer 
Sache des Bestellers, überträgt der Besteller mit der Annahme dieser Bedingungen schon jetzt 
seine Rechte an dem neuen Gegenstand auf den Verkäufer. Es gilt dementsprechend als 
vereinbart, dass der Verkäufer vom Besteller Miteigentum an der Hauptsache im Verhältnis des 
Rechnungswerts der vom Verkäufer gelieferten Ware (inkl. Umsatzsteuer) zu dem der anderen 
Sachen im Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung überträgt. Der Besteller verwahrt das so 
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entstandene Alleineigentum oder Miteigentum unentgeltlich für den Verkäufer.

8.5 Der Käufer ist verpflichtet, die unter Eigentumsvorbehalt des Verkäufers stehenden Sachen 
für den Verkäufer aber auf eigene Kosten sachgerecht zu lagern, instandzuhalten und zu 
reparieren sowie in einem Umfang, der von einem sorgfältigen Kaufmann zu verlangen ist, 
auf eigene Kosten gegen Verlust und Beschädigung zu versichern. Mit der Annahme dieser 
Bedingungen tritt der Besteller dem Verkäufer im Voraus alle ihm aus Versicherungsverträgen 
über die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Sachen zustehenden Forderungen an den 
Verkäufer ab.

8.6 Der Besteller darf den unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Gegenstand nicht veräußern.

8.7 Nur wenn der Verkäufer dem Besteller es ausdrücklich gestattet und solange der Bestel-
ler seinen Verpflichtungen aus der Geschäftsbeziehung gegenüber dem Verkäufer rechtzeitig 
nachkommt, ist er berechtigt, im Rahmen des üblichen Geschäftsbetriebes über die unter 
Eigentumsvorbehalt stehenden Sachen zu verfügen. Dies gilt jedoch nicht, wenn er mit seinen 
Bestellern Verträge abschließt, nach denen der Käufer seine Ansprüche nicht auf Dritte übertra-
gen darf. Der Besteller hat nicht das Recht, die unter Eigentumsvorbehalt des Verkäufers ste-
henden Sachen zu verpfänden, zur Sicherheit zu übereignen oder sonst zu belasten. Veräußert 
der Besteller diese Ware seinerseits, ohne den vollständigen Kaufpreis im Voraus oder Zug um 
Zug gegen Übergabe der Kaufsache zu erhalten, so hat er mit seinem Besteller einen Eigen-
tumsvorbehalt entsprechend diesen Bedingungen zu vereinbaren.

8.8 Der Besteller tritt bereits zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses seine Forderungen aus 
dieser Weiterveräußerung sowie die Rechte aus dem von ihm vereinbarten Eigentumsvorbehalt 
an den Verkäufer ab. Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware ist er nicht berechtigt, 
insbesondere gilt die Berechtigung zur Verfügung über die Vorbehaltsware ohne weiteres als 
widerrufen, wenn über das Vermögen des Bestellers ein Insolvenzverfahren beantragt oder die 
Liquidation eingeleitet wird. Wird die Vorbehaltsware vom Besteller zusammen mit Waren 
Dritter veräußert, so gilt die Abtretung der Forderung aus der Weiterveräußerung nur in Höhe 
des Rechnungswerts des Verkäufers der jeweils veräußerten Vorbehaltsware. Bei der 
Veräußerung von Waren, an denen der Verkäufer Miteigentumsanteile hat, gilt die Abtretung der 
Forderung in Höhe dieser Miteigentumsanteile. Gleiches gilt für sonstige Forderungen, die an 
die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hinsichtlich der Vorbehaltsware entstehen, wie 
z.B. Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus unerlaubter Handlung bei Verlust oder 
Zerstörung. Der Verkäufer nimmt die jeweiligen Abtretungen an.

8.9 Der Besteller ist auf Verlangen des Verkäufers verpflichtet, den Erwerbern die Abtretung 
bekanntzugeben und dem Verkäufer die zur Geltendmachung seiner Rechte gegen die 
Erwerber erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen auszuhändigen. Der Besteller 
ist zur Einziehung der Forderungen aus dem Weiterverkauf trotz der Abtretung nur ermächtigt, 
solange er seine Verbindlichkeiten gegenüber dem Verkäufer ordnungsgemäß erfüllt oder der 
Verkäufer diese Berechtigung nicht widerruft. Der Verkäufer wird von dem Widerrufsrecht nur in 
Fällen eines eingeleiteten Insolvenzverfahrens gegen den Besteller sowie der Minderung seiner 
Kreditwürdigkeit Gebrauch machen.

8.10 Eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung der Vorbehaltsware ist dem Besteller 
nicht gestattet. Übersteigt der Wert der bestehenden Sicherheiten die gesicherten Forderun-
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gen um mehr als 10 %, ist der Verkäufer auf Verlangen des Bestellers insoweit zur Freigabe 
von Sicherheiten nach Wahl des Verkäufers verpflichtet. In einer Geltendmachung des Eigen-
tumsvorbehalts durch den Verkäufer liegt nur dann auch ein Rücktritt vom Vertrag, wenn der 
Verkäufer dies zuvor ausdrücklich schriftlich erklärt hat. Von einer Pfändung oder jeder anderen 
Gefährdung oder Beeinträchtigung des Eigentums- und Forderungsrechte des Verkäufers durch 
Dritte, hat der Besteller den Verkäufer unverzüglich zu benachrichtigen und hat seinerseits alles 
zu tun, um die Rechte des Verkäufers zu wahren, insbesondere ist er dazu verpflichtet, auf das 
Eigentum des Verkäufers hinzuweisen. Sofern der Dritte die dem Verkäufer in diesem Zusam-
menhang entstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten nicht zu erstatten vermag, 
haftet hierfür der Besteller.

8.11 Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 
Verkäufer zur Rücknahme des Liefergegenstandes nach Mahnung berechtigt und der Besteller 
zur Herausgabe verpflichtet.
8.12 Aufgrund des Eigentumsvorbehalts kann der Verkäufer den Liefergegenstand nur heraus-
verlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist.

§ 9 Mängel und Fehler

9.1 Alle Beanstandungen, insbesondere Mängelrügen, die bei einer ordnungsgemäßen 
Untersuchung feststellbar sind, müssen dem Verkäufer unverzüglich, spätestens jedoch 
innerhalb von 10 Tagen nach Empfang der Ware (bei versteckten Mängeln unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von 10 Tagen nach ihrer Entdeckung) schriftlich unter Angabe von 
Art und Ausmaß der behaupteten Mängel dem Verkäufer zugegangen sein. Sofern der Besteller 
Beanstandungen und Mängelrügen nicht rechtzeitig oder nicht in der vereinbarten Schriftform 
anzeigt, gilt die Lieferung und Leistung des Verkäufers im Hinblick auf die nicht oder nicht 
formgerechte Beanstandung bzw. den nicht rechtzeitig oder nicht formgerecht gerügten 
Mangel als mangelfrei. Nimmt der Besteller die Lieferung oder Leistung des Verkäufers in 
Kenntnis eines Mangels an, so stehen ihm die aus der Mangelhaftigkeit ableitbaren Rechte nur 
zu, wenn er sich seine Rechte wegen dieses Mangels ausdrücklich schriftlich vorbehält.

9.2 Der Besteller kann aus der Mangelhaftigkeit der Lieferung und Leistung des Verkäufers 
keine Rechte ableiten, soweit lediglich eine unerhebliche Minderung des Werts oder der 
Tauglichkeit der Lieferung und Leistung des Verkäufers vorliegt. Soweit die Lieferung und 
Leistung des Verkäufers mangelhaft ist und vom Besteller hiernach zu Recht beanstandet wird, 
wird der Verkäufer nach seiner Wahl nachliefern oder nachbessern (Nacherfüllung). Hierzu ist 
dem Verkäufer stets Gelegenheit innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Der Verkäufer 
behält sich zwei Nacherfüllungsversuche vor. Schlägt die Nacherfüllung fehl oder ist sie dem 
Besteller nicht zuzumuten, kann der Besteller vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung 
mindern. Ferner kann der Besteller Ersatz für die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen verlangen. Diese sind ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, 
weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als die Niederlassung des 
Bestellers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht seinem bestimmungs-
gemäßen Gebrauch. Gesetzliche Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Verkäufer 
bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen Män-
gelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. Hinsichtlich des Aufwendungs-
ersatzes gilt die vorstehende Regelung entsprechend. Die Gewährleistungsfrist für die Waren 
und Lieferungen des Verkäufers beträgt ein Jahr ab Ablieferung der Ware. Dies gilt nicht, soweit 
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das Gesetz längere Fristen vorschreibt. Die Einjahresfrist gilt auch nicht in Fällen der Haftung 
wegen Vorsatzes, im Falle des arglistigen Verschweigens eines Mangels, für Ansprüche wegen 
Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahr-
lässigen Pflichtverletzung vom Verkäufer oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtver-
letzung der gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers beruhen, für Ansprü-
che wegen sonstiger Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers 
oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertre-
ter oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers beruhen, und im Falle des Rückgriffs des Bestellers 
aufgrund der Vorschriften über den Verbrauchsgüterkauf.

9.3 Bei unvollständigen Lieferungen oder Falschlieferungen, oder wenn der Verkäufer eine 
sonstige Pflicht (Nebenpflicht) in einer vom Verkäufer zu vertretenden Weise verletzet, so hat 
der Besteller dem Verkäufer schriftlich eine angemessene Frist zur Lieferung der Fehlmenge, 
zur Lieferung der geschuldeten Ware oder zur Beseitigung der Pflichtverletzung zu setzen. Aus 
unerheblichen Mengenabweichungen kann der Besteller jedoch keine Rechte ableiten. Mehr als 
nur unerhebliche Fehlmengen liefert der Verkäufer nach, soweit dem Verkäufer dies zumutbar 
ist. Ansonsten erteilt der Verkäufer eine Gutschrift.

9.4 Auf Schadensersatz, gleichgültig aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen 
Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, haftet 
der Verkäufer nur, soweit der Verkäufer, gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen des 
Verkäufers vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt haben oder wenn die verletzte Pflicht 
für die Erreichung des Vertragszwecks von wesentlicher Bedeutung ist (Kardinalpflichten). 
Bei leicht fahrlässiger Verletzung von Kardinalpflichten ist die Haftung des Verkäufers auf 
Schadensersatz auf den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. Im Falle 
einfach fahrlässiger Verletzung nicht wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung des 
Verkäufers ausgeschlossen. Der Haftungsausschluss bzw. die Haftungsbeschränkung gilt nicht, 
soweit der Verkäufer im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
oder für Schäden an privat genutzten Sachen nach dem Produkthaftungsgesetz oder aus 
sonstigen Gründen zwingend haftet. Soweit dem Besteller nach dieser Ziffer 9.5. Schadens-
ersatzansprüche zustehen, verjähren diese mit Ablauf der für Mängelansprüche geltenden 
Verjährungsfrist gemäß Ziffer 9.2. 

9.5 Der Verkäufer behält sich das Recht vor, durch schriftliche Mitteilung an den Besteller vom 
Vertrag zurückzutreten, wenn die Kreditversicherung des Verkäufers und/oder andere Unter-
nehmen dem Verkäufer gegenüber mitteilen, dass für Lieferungen an den Besteller kein aus-
reichendes Limit zur Verfügung steht bzw. ein Limit gestrichen worden ist, der Besteller nicht 
versichert wird, der Besteller seine Zahlungen einstellt oder der Besteller unzutreffende Anga-
ben in Bezug auf seine Kreditwürdigkeit gemacht hat und diese Falschangaben von erheblicher 
Bedeutung sind. Der Besteller kann den Rücktritt abwenden, wenn er innerhalb von acht Tagen, 
nachdem ihm die Erklärung des Rücktritts des Verkäufers vom Vertrag zugegangen ist, für eine 
entsprechende andere, vom Verkäufer akzeptierte, Absicherung der Kaufpreisforderung sorgt.

9.6 Der Verkäufer ist zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, wenn der Besteller bzw. das Land, 
in dem der Besteller seinen Sitz hat, Exportbeschränkungen, insbesondere die der Vereinigten 
Staaten, der Europäischen Union und Deutschlands, soweit sie sich auf den Export, den Re-
Export, die Weitergabe und den Weiterverkauf von Produkten beziehen, unterliegt. Der Rücktritt 
ist vom Verkäufer innerhalb von sieben Tagen nach Kenntniserlangung der Exportbeschränkung 
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zu erklären. Dasselbe gilt, wenn das Land, in dem das zu beliefernde Unternehmen bzw. der 
Besteller seinen Sitz hat, Importbeschränkungen geregelt hat.

§ 10 Rechtsmängel

10.1 Führt die Benutzung des Liefergegenstandes zur Verletzung von gewerblichen Schutzrech-
ten oder Urheberrechten im Inland, wird der Verkäufer auf seine Kosten dem Besteller grund-
sätzlich das Recht zum weiteren Gebrauch verschaffen oder den Liefergegenstand in für den 
Besteller zumutbarer Weise derart modifizieren, dass die Schutzrechtsverletzung nicht mehr 
besteht.
10.2 Ist dies zu wirtschaftlich angemessenen Bedingungen oder in angemessener Frist nicht 
möglich, ist der Besteller zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Unter den genannten Vorausset-
zungen steht auch dem Verkäufer ein Recht zum Rücktritt vom Vertrag zu. Darüber hinaus wird 
der Verkäufer den Besteller von unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Ansprüchen der 
betreffenden Schutzrechtsinhaber freistellen.
10.3 Darüber hinaus wird der Verkäufer den Besteller von unbestrittenen oder rechtskräftig fest-
gestellten Ansprüchen der betreffenden Schutzrechtsinhaber freistellen.
10.4 Diese Verpflichtungen des Verkäufers bestehen nur, wenn der Besteller den Lieferer un-
verzüglich von geltend gemachten Schutz- oder Urheberrechtsverletzungen unterrichtet, der 
Besteller den Verkäufer in angemessenem Umfang bei der Abwehr der geltend gemachten 
Ansprüche unterstützt bzw. dem Verkäufer die Durchführung der Modifizierungsmaßnahmen 
gemäß  Ziffern 10.1 und 10.2 ermöglicht, dem Verkäufer alle Abwehrmaßnahmen einschließlich 
außergerichtlicher Regelungen vorbehalten bleiben, der Rechtsmangel nicht auf einer Anwei-
sung des Bestellers beruht und die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht wurde, dass der 
Besteller den Liefergegenstand eigenmächtig geändert oder in einer nicht vertragsgemäßen 
Weise verwendet hat.

§ 11 Technische Beratung

11.1 Technische Beratung durch die Vertriebsmitarbeiter des Verkäufers erfolgt nach 
bestem Wissen, ist jedoch als unverbindliche Information anzusehen. Der Besteller ist 
selbst verpflichtet, die Anwendbarkeit der gelieferten Waren zu prüfen.

§ 12 Softwarenutzung

12.1 Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Besteller ein nicht ausschließ-
liches Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer Dokumentationen zu nut-
zen. Sie wird zur Verwendung auf dem dafür bestimmten Liefergegenstand überlassen. Eine 
Nutzung der Software auf mehr als einem System ist untersagt.

12.2 Der Besteller darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) 
vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder von dem Objektcode in den Quellcode 
umwandeln. Der Besteller verpflichtet sich, Herstellerangaben - insbesondere Copyright-
Vermerke - nicht zu entfernen oder ohne vorherige ausdrückliche Zustimmung des Verkäufers 
zu verändern.

12.3 Alle sonstigen Rechte an der Software und den Dokumentationen einschließlich der Kopi-
en bleiben beim Lieferer bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Unterlizenzen ist nicht 
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zulässig.

§ 13 Montage

13.1 Die Montage wird nach Zeitberechnung abgerechnet, falls nicht ausdrücklich ein Pauschal-
preis vereinbart ist. Die vereinbarten Beträge verstehen sich ohne Mehrwertsteuer, die dem 
Montageunternehmer in der gesetzlichen Höhe zusätzlich zu vergüten ist.

13.2 Der Besteller hat das Montagepersonal bei der Durchführung der Montage auf seine 
Kosten zu unterstützen. Er hat die zum Schutz von Personen und Sachen am Montageplatz 
notwendigen speziellen Maßnahmen zu treffen. Er hat auch den Montageleiter über bestehen-
de spezielle Sicherheitsvorschriften zu unterrichten, soweit diese für das Montagepersonal von 
Bedeutung sind. Er benachrichtigt den Montageunternehmer von Verstößen des Montage-
personals gegen solche Sicherheitsvorschriften. Bei schwerwiegenden Verstößen kann er
dem Zuwiderhandelnden im Benehmen mit dem Montageleiter den Zutritt zur Montagestelle 
verweigern.

13.3 Der Besteller ist auf seine Kosten zur technischen Hilfeleistung 
verpflichtet, insbesondere zu:

a. Bereitstellung der notwendigen geeigneten Hilfskräfte (Maurer, Zimmerleute, Schlosser und 
sonstige Fachkräfte, Handlanger) in der für die Montage erforderlichen Zahl und für die erforder-
liche Zeit; die Hilfskräfte haben die Weisungen des Montageleiters zu befolgen. Der Montageun-
ternehmer übernimmt für die Hilfskräfte keine Haftung. Ist durch die Hilfskräfte ein Mangel oder 
Schaden aufgrund von Weisungen des Montageleiters entstanden, so gelten die Regelungen 
des Abschnitts 13.7 und Abschnitts 13.8.

b. Vornahme aller Erd-, Bau-, Bettungs- und Gerüstarbeiten einschließlich Beschaffung der 
notwendigen Baustoffe.

c. Bereitstellung der erforderlichen Vorrichtungen und schweren Werkzeuge (z. B. Hebezeuge, 
Kompressoren) sowie der erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe (z. B. Rüsthölzer, 
Keile, Unterlagen, Zement, Putz- und Dichtungsmaterial, Schmiermittel, Brennstoffe, 
Treibseile und -riemen).

d. Bereitstellung von Heizung, Beleuchtung, Betriebskraft, Wasser, einschließlich der
erforderlichen Anschlüsse.

e. Bereitstellung notwendiger, trockener und verschließbarer Räume für die Aufbewahrung des 
Werkzeugs des Montagepersonals.

f. Transport der Montageteile am Montageplatz, Schutz der Montagestelle und -materialien vor 
schädlichen Einflüssen jeglicher Art, Reinigen der Montagestelle.

g. Bereitstellung geeigneter, diebessicherer Aufenthaltsräume und Arbeitsräume 
(mit Beheizung, Beleuchtung, Waschgelegenheit, sanitärer Einrichtung) und Erster Hilfe
für das Montagepersonal.
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h. Bereitstellung der Materialien und Vornahme aller sonstigen Handlungen, die zur Einregulie-
rung des zu montierenden Gegenstandes und zur Durchführung einer vertraglich vorgesehenen 
Erprobung notwendig sind.

13.4 Die technische Hilfeleistung des Bestellers muss gewährleisten, dass die Montage unver-
züglich nach Ankunft des Montagepersonals begonnen und ohne Verzögerung bis zur Abnahme 
durch den Besteller durchgeführt werden kann. Soweit besondere Pläne oder Anleitungen des 
Montageunternehmers erforderlich sind, stellt dieser sie dem Besteller rechtzeitig zur Verfü-
gung. Kommt der Besteller seinen Pflichten nicht nach, so ist der Montageunternehmer nach 
Fristsetzung berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die dem Besteller obliegenden Handlungen 
an dessen Stelle und auf dessen Kosten vorzunehmen. Im Übrigen bleiben die gesetzlichen 
Rechte und Ansprüche des Montageunternehmers unberührt.

13.5 Die Montagefrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf die Montage zur Abnahme 
durch den Besteller, im Falle einer vertraglich vorgesehenen Erprobung zu deren Vornahme, 
bereit ist. Erwächst dem Besteller infolge Verzuges des Montageunternehmers ein Schaden, so 
ist er berechtigt, eine pauschale Verzugsentschädigung zu verlangen. Sie beträgt für jede volle 
Woche der Verspätung 0,5 %, im ganzen aber höchstens 5 % vom Montagepreis für denjeni-
gen Teil der vom Montageunternehmer zu montierenden Anlage, der infolge der Verspätung 
nicht rechtzeitig benutzt werden kann. Setzt der Besteller dem Montageunternehmer - unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle - nach Fälligkeit eine angemessene Frist zur 
Leistung und wird die Frist nicht eingehalten, ist der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften zum Rücktritt berechtigt. Er verpflichtet sich, auf Verlangen des Montageunternehmers 
in angemessener Frist zu erklären, ob er von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch macht. Weitere 
Ansprüche wegen Verzug bestimmen sich ausschließlich nach der Regelung des Abschnitts 
13.8 dieser Bedingungen.

13.6 Der Besteller ist zur Abnahme der Montage verpflichtet, sobald ihm deren Beendigung 
angezeigt worden ist und eine etwa vertraglich vorgesehene Erprobung des montierten Gegen-
standes stattgefunden hat. Erweist sich die Montage als nicht vertragsgemäß, so ist der Mon-
tageunternehmer zur Beseitigung des Mangels verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Mangel für 
die Interessen des Bestellers unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Besteller 
zuzurechnen ist. Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Besteller die Abnahme 
nicht verweigern. Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Montageunternehmers, 
so gilt die Abnahme nach Ablauf zweier Wochen seit Anzeige der Beendigung der Montage als 
erfolgt. Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Montageunternehmers für erkennbare Mängel, 
soweit sich der Besteller nicht die Geltendmachung eines bestimmten Mangels vorbehalten hat.

13.7 Nach Abnahme der Montage haftet der Montageunternehmer für Mängel der Montage 
unter Ausschluss aller anderen Ansprüche des Bestellers unbeschadet der Regelung des 
Abschnitts 13.8, sowie des fruchtlosen Verstreichens von Mängelbeseitigungsfristen durch den 
Montageunternehmer in der Weise, dass er die Mängel zu beseitigen hat. Der Besteller hat 
einen festgestellten Mangel unverzüglich schriftlich dem Montageunternehmer anzuzeigen. 
Die Haftung des Montageunternehmers besteht nicht, wenn der Mangel für die Interessen des 
Bestellers unerheblich ist oder auf einem Umstand beruht, der dem Besteller zuzurechnen ist. 
Bei etwa seitens des Bestellers oder Dritter unsachgemäß ohne vorherige Genehmigung des 
Montageunternehmers vorgenommenen Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten wird die 
Haftung des Montageunternehmers für die daraus entstehenden Folgen aufgehoben. Nur in 
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dringenden Fällen der Gefährdung der Betriebssicherheit und zur Abwehr unverhältnismäßig 
großer Schäden, wobei der Montageunternehmer sofort zu verständigen ist, oder wenn der 
Montageunternehmer - unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle - eine ihm 
gesetzte angemessene Frist zur Mängelbeseitigung hat fruchtlos verstreichen lassen, hat der 
Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften das Recht, den Mangel selbst oder durch 
Dritte beseitigen zu lassen und vom Montageunternehmer Ersatz der notwendigen Kosten 
zu verlangen. Bei berechtigter Beanstandung trägt der Montageunternehmer die durch die 
Mängelbeseitigung entstehenden unmittelbaren Kosten, soweit hierdurch keine unverhältnis-
mäßige Belastung des Montageunternehmers eintritt. Lässt der Montageunternehmer - unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle - eine ihm gesetzte angemessene Frist für 
die Mängelbeseitigung fruchtlos verstreichen, so hat der Besteller im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften ein Minderungsrecht. Nur wenn die Montage trotz der Minderung für den Besteller 
nachweisbar ohne Interesse ist, kann der Besteller vom Vertrag zurücktreten. Weitere 
Ansprüche bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt 13.8 dieser Bedingungen.

13.8 Wird bei der Montage ein vom Montageunternehmer geliefertes Montageteil durch 
Verschulden des Montageunternehmers beschädigt, so hat dieser es nach seiner Wahl auf 
seine Kosten wieder instand zu setzen oder neu zu liefern. Wenn der montierte Gegenstand 
infolge vom Montageunternehmer schuldhaft unterlassener oder fehlerhafter Vorschläge oder 
Beratungen, die vor oder nach Vertragsschluss erfolgten, oder durch die schuldhafte Verlet-
zung anderer vertraglicher Nebenverpflichtungen – insbesondere Anleitung für Bedienung und 
Wartung des montierten Gegenstandes - vom Besteller nicht vertragsgemäß verwendet werden 
kann, so gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Bestellers die Regelungen der 
Abschnitte 13.7 und 13.8, bei der Reparatur gelten die Regelungen der Abschnitte 14.10 und 

14.11. Für Schäden, die nicht am Montagegegenstand selbst entstanden sind, haftet der 
Montageunternehmer - aus welchen Rechtsgrün- den auch immer – nur bei Vorsatz, bei grober 
Fahrlässigkeit des Inhabers / der Organe oder leitender Angestellter, bei schuldhafter 
Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit, bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen hat, im 
Rahmen einer Garantiezusage, soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- oder 
Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird. Bei schuldhafter Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten haftet der Montageunternehmer auch bei grober Fahrlässigkeit 
nicht leitender Angestellter und bei leichter Fahrlässigkeit, in letzterem Fall begrenzt auf den 
vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. Weitere Ansprüche sind 
ausgeschlossen. Alle Ansprüche des Bestellers - aus welchen Rechtsgründen auch immer - 
verjähren in 12 Monaten. Für Schadensersatzansprüche nach diesem Abschnitt gelten die 
gesetzlichen Fristen. Erbringt der Montageunternehmer die Montageleistung an einem Bauwerk 
und verursacht er dadurch dessen Mangelhaftigkeit, gelten ebenfalls die gesetzlichen Fristen.

13.9 Werden ohne Verschulden des Montageunternehmers die von ihm gestellten 
Vorrichtungen oder Werkzeuge auf dem Montage- platz beschädigt oder geraten sie ohne sein 
Verschulden in Verlust, so ist der Besteller zum Ersatz dieser Schäden verpflichtet. Schäden, 
die auf normale Abnutzung zurückzuführen sind, bleiben außer Betracht.

§ 14 Reparatur

14.1 Liegt eine unwidersprochene schriftliche Auftragsbestätigung vor, so ist diese für den 
Inhalt des Vertrages und den Umfang der Reparatur maßgebend. Ist der Reparaturgegenstand 
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nicht vom Auftragnehmer geliefert, so hat der Kunde auf bestehende gewerbliche Schutzrechte 
hinsichtlich des Gegenstandes hinzuweisen; sofern den Auftragnehmer kein Verschulden trifft, 
stellt der Kunde den Auftragnehmer von evtl. Ansprüchen Dritter aus gewerblichen Schutzrech-
ten frei. Der Kunde hat den Auftragnehmer über Kontaminierungen, eventuelle gesundheits-
gefährdende Rückstände in den zu reparieren- den Gegenständen sowie Transportrisiken und 
sonstige zu ergreifende reparaturrelevante Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu informieren.

14.2 Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlages erbrachten Leistungen sowie der weitere ent-
standene und zu belegende Aufwand (Fehlersuchzeit gleich Arbeitszeit) werden dem Kunden in 
Rechnung gestellt, wenn die Reparatur aus vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Gründen 
nicht durchgeführt werden kann, insbesondere weil der beanstandete Fehler bei der Inspektion 
nicht aufgetreten ist, Ersatzteile nicht zu beschaffen sind, der Kunde den vereinbarten Termin 
schuldhaft versäumt hat, der Vertrag während der Durchführung gekündigt worden ist. Der 
Reparaturgegenstand braucht nur auf ausdrücklichen Wunsch des Kunden gegen Erstattung 
der Kosten wieder in den Ursprungs- zustand zurückversetzt zu werden, es sei denn, dass die 
vorgenommenen Arbeiten nicht erforderlich waren. Bei nicht durchführbarer Reparatur haftet 
der Auftragnehmer nicht für Schäden am Reparaturgegenstand, die Verletzung vertraglicher 
Nebenpflichten und für Schäden, die nicht am Reparaturgegenstand selbst entstanden sind, 
gleichgültig auf welchen Rechtsgrund sich der Kunde beruft. Die Haftungstatbestände des 
Abschnitts 14.11 dieser Bedingungen gelten entsprechend.

14.3 Soweit möglich, wird dem Kunden bei Vertragsabschluss der voraussichtliche Reparatur-
preis angegeben, andernfalls kann der Kunde Kostengrenzen setzen. Kann die Reparatur zu 
diesen Kosten nicht durchgeführt werden oder hält der Auftragnehmer während der Reparatur 
die Ausführung zusätzlicher Arbeiten für notwendig, so ist das Einverständnis des Kunden ein-
zuholen, wenn die angegebenen Kosten um mehr als 15 % überschritten werden. Wird vor der 
Ausführung der Reparatur ein Kostenvoranschlag mit verbindlichen Preisansätzen gewünscht, 
so ist dies vom Kunden ausdrücklich zu verlangen. Ein derartiger Kostenvoranschlag ist - soweit 
nicht anders vereinbart - nur verbindlich, wenn er schriftlich abgegeben wird. Er ist zu vergüten. 
Die zur Abgabe des Kostenvoranschlages erbrachten Leistungen werden dem Kunden nicht 
berechnet, soweit sie bei der Durchführung der Reparatur verwertet werden können.

14.4 Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Vertragsabschluss eine angemessene Vorauszah-
lung zu verlangen. Bei der Berechnung der Reparatur sind die Preise für verwendete Teile, 
Materialien und Sonderleistungen sowie die Preise für die Arbeitsleistungen, die Fahrt- und 
Transportkosten jeweils gesondert auszuweisen. Wird die Reparatur aufgrund eines verbind-
lichen Kostenvoranschlages ausgeführt, so genügt eine Bezugnahme auf den Kostenvor-
anschlag, wobei nur Abweichungen im Leistungsumfang besonders aufzuführen sind. Die 
Mehrwertsteuer wird in der jeweiligen gesetzlichen Höhe zusätzlich zu Lasten des Kunden 
berechnet. Eine etwaige Berichtigung der Rechnung seitens des Auftragnehmers und eine 
Beanstandung seitens des Kunden müssen schriftlich spätestens vier Wochen nach Zugang 
der Rechnung erfolgen. Die Zahlung ist bei Abnahme und Aushändigung oder Übersendung 
der Rechnung ohne Skonto zu leisten. Die Zurückhaltung von Zahlungen wegen etwaiger vom 
Auftragnehmer bestrittener Gegenansprüche des Kunden ist nicht statthaft. Die Aufrechnung 
wegen etwaiger vom Auftragnehmer bestrittener Gegenansprüche des Kunden aus anderen 
Rechtsverhältnissen ist nicht statthaft.

14.5 Der Kunde hat das Reparaturpersonal bei der Durchführung der Reparatur auf seine 
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Kosten gemäß der Regelung im Abschnitt 13.2 entsprechend zu unterstützen. Der Kunde ist auf 
seine Kosten zur technischen Hilfeleistung verpflichtet Die Details der Regelungen der Abschnit-
te 13.3 und 13.4 gelten hier entsprechend. Ist durch die Hilfskräfte ein Mangel oder Schaden 
aufgrund von Weisungen des Reparaturleiters entstanden, so gelten die Regelungen der 
Abschnitte 14.10 und 14.11 dieser Bedingungen entsprechend.

14.6 Wenn nichts anderes schriftlich vereinbart ist, wird ein auf Verlangen des Kunden durchge-
führter An- und Abtransport des Reparaturgegenstandes - einschließlich einer etwaigen Verpa-
ckung und Verladung - auf seine Rechnung durchgeführt, andernfalls wird der Reparaturgegen-
stand vom Kunden auf seine Kosten beim Auftragnehmer angeliefert und nach Durchführung 
der Reparatur beim Auftragnehmer durch den Kunden wieder abgeholt. Der Kunde trägt die 
Transportgefahr. Auf ausdrücklichen Wunsch des Kunden kann auf seine Kosten der Hin- und 
ggf. der Rücktransport gegen die versicherbaren Transportgefahren, z. B. Diebstahl, Bruch, 
Feuer, versichert werden. Während der Reparaturzeit im Werk des Auftragnehmers besteht kein 
Versicherungsschutz. Der Kunde hat für die Aufrechterhaltung des bestehenden Versicherungs-
schutzes für den Reparaturgegenstand z. B. hinsichtlich Feuer-, Leitungswasser-, Sturm- und 
Maschinenbruchversicherung zu sorgen. Nur auf ausdrücklichen Wunsch und auf Kosten des 
Kunden kann Versicherungsschutz für diese Gefahren besorgt werden. Bei Verzug des Kunden 
mit der Übernahme kann der Auftragnehmer für Lagerung in seinem Werk Lagergeld berech-
nen. Der Reparaturgegenstand kann nach Ermessen des Auftragnehmers auch anderweitig 
aufbewahrt werden. Kosten und Gefahr der Lagerung gehen zu Lasten des Kunden.

14.7 Die Angaben über die Reparaturfristen beruhen auf Schätzungen und sind daher nicht ver-
bindlich. Die Vereinbarung einer verbindlichen Reparaturfrist, die als verbindlich bezeichnet sein 
muss, kann der Kunde erst dann verlangen, wenn der Umfang der Arbeiten genau feststeht. Die 
verbindliche Reparaturfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Reparaturgegenstand 
zur Übernahme durch den Kunden, im Falle einer vertraglich vorgesehenen Erprobung zu deren 
Vornahme, bereit ist. Bei später erteilten Zusatz- und Erweiterungsaufträgen oder bei notwendi-
gen zusätzlichen Reparaturarbeiten verlängert sich die vereinbarte Reparaturfrist entsprechend. 
Erwächst dem Kunden infolge Verzuges des Auftragnehmers ein Schaden, so gelten die Rege-
lungen des Abschnitts 13.5 entsprechend. Weitere Ansprüche wegen Verzuges bestimmen sich 
ausschließlich nach Abschnitt 14.11 dieser Bedingungen.

14.8 Der Kunde ist zur Abnahme der Reparaturarbeit verpflichtet unter den im Abschnitt 13.6 
angegebenen Bedingungen.

14.9 Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an allen verwendeten Zubehör-, Ersatzteilen 
und Austauschaggregaten bis zum Ein- gang aller Zahlungen aus dem Reparaturvertrag vor. 
Weitergehende Sicherungsvereinbarungen können getroffen werden. Dem Auftragnehmer steht 
wegen seiner Forderung aus dem Reparaturvertrag ein Pfandrecht an dem aufgrund des 
Vertrages in seinen Besitz gelangten Reparaturgegenstand des Kunden zu. Das Pfandrecht 
kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und 
sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit dem Reparaturgegenstand in 
Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung gilt das Pfand-
recht nur, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig sind.

14.10 Nach Abnahme der Reparatur haftet der Auftragnehmer für Mängel der Reparatur ent-
sprechend der Regelungen im Abschnitt 13.7, unbeschadet der Regelung des Abschnitts 14.11. 
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Weitere Ansprüche bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt 14.11 dieser Bedingungen.

14.11 Werden Teile des Reparaturgegenstandes durch Verschulden des Auftragnehmers 
beschädigt, so gelten die Regelungen des Abschnitts 13.8 entsprechend. 

14.12 Für die Verjährung von Ansprüchen des Kunden gilt die Regelung des Abschnitts 13.8 
entsprechend.

14.13 Für Beschädigungen von Vorrichtungen oder Werkzeug des Kunden gilt die Regelung 
des Abschnitts 13.9 entsprechend.

§ 15 Rechtswahl und Gerichtsstand

15.1 Für diese AGB und alle diesen AGB unterfallenden vertraglichen Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Verkäufer und dem Besteller gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss des Kollisionsrechts und des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG).

15.2 Soweit Handelsklauseln nach den International Commercial Terms (INCOTERMS) 
vereinbart sind, gelten die INCOTERMS 2010.

15.3 Ist der Besteller Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch 
internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem oder im Zusammenhang mit dem Vertrags-
verhältnis ergebenden Streitigkeiten Mosbach. Der Verkäufer ist jedoch auch berechtigt, Klage 
am allgemeinen Gerichtsstand des Bestellers zu erheben.

§ 16 Datenschutz

16.1 Der Verkäufer erhebt, speichert, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten des Be-
stellers, wenn, soweit und solange dies für die Begründung, die Durchführung oder die Been-
digung des Vertragsverhältnisses erforderlich ist. Eine weitergehende Erhebung, Speicherung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten des Bestellers erfolgt nur, soweit eine 
Rechtsvorschrift dies erfordert, erlaubt oder der Besteller eingewilligt hat.

16.2 Dem Besteller ist bekannt, dass zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen und Er-
füllung des Vertrages auf Grundlage des Art. 6 Abs.1 lit. b DSGVO die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung unter anderem von dessen Name, Adresse, Telefon, E-Mail Adresse und Bankver-
bindung erforderlich sind .

16.3 Der Verkäufer ist berechtigt, die Daten des Bestellers an Dritte zu übermitteln, wenn und 
soweit dies zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen zur Erfüllung dieses Vertrages (z.B. 
Rechnungsstellung, Kundenbetreuung,) gemäß Art. 6 Abs.1 lit. b DSGVO erforderlich ist. Der 
Verkäufer behält sich vor, diese Daten im Rahmen des gesetzlich Zulässigen unter Umständen 
auch zum Zwecke der Forderungsdurchsetzung im Einklang mit Art.6 Abs.1 lit. b und/oder
f DSGVO an Dritte (z.B. Inkasso) weiterleiten.

16.4 Der Verkäufer unterhält aktuelle technische Maßnahmen zur Gewährleistung des Schutzes 



16

personenbezogener Daten. Diese werden dem aktuellen Stand der Technik jeweils angepasst

16.5 Der Verkäufer wird dem Besteller unter den gesetzlichen Voraussetzungen auf Verlangen 
Auskunft über die den Auftragnehmer betreffenden, gespeicherten personenbezogenen Daten 
erteilen (Art. 15 DS-GVO). Dies betrifft auch die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, 
an die diese Daten weitergegeben werden und den Zweck der Speicherung.  Zudem hat der 
Besteller das Recht, unter den Voraussetzungen des Art. 16 DS-GVO die Berichtigung und/oder 
unter den Voraussetzungen des Art. 17 DS-GVO die Löschung und/oder unter den Vorausset-
zungen des Art. 18 DS-GVO die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen. Ferner kann 
der Besteller unter den Voraussetzungen des Art. 20 DS-GVO jederzeit eine Datenübertragung 
verlangen. Personenbezogene Daten werden nur solange gespeichert, als es zur jeweiligen 
Zweckerreichung erforderlich ist. Dies entspricht in der Regel der Vertragsdauer.

16.6 Der Besteller kann einer etwaigen Verwendung seiner personenbezogenen Daten zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen (Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DS-GVO) jederzeit durch eine 
formlose Mitteilung gegenüber dem Verkäufer mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Wenn 
der Verkäufer keine überwiegenden zwingenden schutzwürdigen Gründe für die Verwendung 
nachweisen kann oder die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen erforderlich, wird der Verkäufer die betroffenen Daten nach Erhalt des 
Widerspruchs nicht mehr für diese Zwecke verwenden.

16.7 Einer Verwendung der Daten des Auftragnehmers zum Zwecke der Direktwerbung kann 
der Besteller jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widersprechen; dies gilt auch für ein Profiling, 
soweit es mit der Direktwerbung in Verbindung steht. Im Fall des Widerspruchs hat der Verkäu-
fer jede weitere Verarbeitung der Daten des Auftragnehmers zum Zwecke der Direktwerbung zu 
unterlassen.

16.8 Verantwortliche Stelle für sämtliche datenschutzbezogenen Fragen sowie für die 
Aus-übung der unter § 14 beschriebenen Rechte ist: Kirchgässner Elektrotechnik GmbH; 
Dr. Heinrich Propfe Str.1; 74862 Binau; Telefon +49 (0)6263 4211 – 0; 
Telefax +49 (0)6263 4211 – 50; E-Mail: kontakt@kirchgaessner-automation.de

§ 17 Schlussbestimmungen

17.1 Sollten einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise rechts-
unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen davon unbe-
rührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke gilt eine 
rechtlich zulässige Regelung, die so weit wie möglich dem entspricht, was die Vertragspartei-en 
gewollt haben oder nach Sinn und Zweck dieser Geschäftsbedingungen gewollt haben würden, 
wenn sie die Regelungslücke erkannt hätten.


